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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Organisation du Parlement

Die beiden Luzerner Parlamentarier Franz Grüter (svp) und Damian Müller (fdp) sahen in
der Pandemie die Chance, das Bundesparlament für eine Session extra muros nach
Luzern zu bringen. Sie reichten im Mai 2020 im National- (Pa. Iv. 20.410) bzw. im
Ständerat (Pa.Iv. 20.411) je eine gleichlautende Motion ein, in der sie argumentierten,
dass in Zeiten von Corona die schweizerische Solidarität zum Ausdruck gebracht
werden müsse. Luzern habe mit seiner Messe eine geeignete Infrastruktur, die auch
hinsichtlich Kosten derjenigen der BernExpo entspreche, wo die ausserordentliche
Session sowie die Sommersession abgehalten wurden. Luzern habe zudem eine
«hochqualifizierte Beherbergungsinfrastruktur» und stehe «für jenen Teil der Schweiz,
in dem unser Land mit der Gründung der der [sic] Eidgenossenschaft vor fast 730 [sic]
seinen Ursprung genommen hat», so die Begründung des Vorstosses, der eine Session
in der Leuchtenstadt forderte, wenn das Parlament auch in der zweiten Jahreshälfte
nicht im Bundeshaus tagen könne. 
Anfang Juni beantragte das Büro-NR mit einer 10 zu 3-Stimmenmehrheit, der Initiative
Grüter keine Folge zu geben. Die Verwaltungsdelegation beider Räte setze alles daran,
wieder im Bundeshaus tagen zu können. Die Lockerungen der Gesundheitsvorschriften
würden dies wohl für die Herbstsession wieder erlauben. Es sei auch aus
Kostengründen nicht angezeigt, erneut «extra muros» zu tagen, zudem müsse das
Parlament signalisieren, dass es wieder zum Normalzustand zurückkehren wolle. Das
Büro verschliesse sich der Idee einer Session ausserhalb Berns – wie sie vor 14 Jahren in
Flims (GR) stattgefunden hat – nicht, es kämen hierfür allerdings auch andere Regionen
als die Innerschweiz in Frage. Die Minderheit monierte, die Kosten der dreitägigen
ausserordentlichen Session in der BernExpo – CHF 3 Millionen – seien in der
Bevölkerung auf Unverständnis gestossen. Die «Messe Luzern AG» habe für die
Sommersession eine kostengünstigere Offerte eingereicht als BernExpo. Falls die
Herbstsession nicht im Bundeshaus stattfinden könne, aber auch für zukünftige
ausserordentliche Lagen infolge einer Pandemie, müssten alternative Tagungsorte
diskutiert werden.
Nachdem die Verwaltungsdelegation am Abend des gleichen Tages entschieden hatte,
dass die Herbstsession 2020 wieder in Bern stattfinden soll, zogen Grüter und Müller
ihre Anliegen zurück. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 16.06.2020
MARC BÜHLMANN

Administration judiciare

Das ehemalige Eidgenössische Versicherungsgericht in Luzern wurde 2007 ins
Bundesgericht integriert. Luzern war dabei allerdings Gerichtsstandort geblieben und
beherbergt seit damals die beiden sozialrechtlichen Abteilungen. Bereits Ende 2014
waren Pläne des Bundesgerichtes publik geworden, den Standort Luzern aus
Effizienzgründen aufzugeben und die bundesgerichtlichen Tätigkeiten vollständig in
Lausanne zu konzentrieren. Eine im Ständerat breit diskutierte Interpellation von
Konrad Graber (cvp, LU) zeigte nun allerdings, dass diese Idee starkem
parlamentarischem und föderalistischem Gegenwind ausgesetzt sein wird. Der bei der
Diskussion anwesende Bundesgerichtspräsident Gilbert Kolly erwähnte vergeblich, dass
eine Kollegialbehörde auf regen Austausch angewiesen sei, was mit unterschiedlichen
Standorten aber schwierig sei. Auf Kritik stiess Kollys Einschätzung, dass der Standort
Lausanne allerdings zu klein sei. Für die rund 80 Mitarbeitenden aus Luzern müssten
also gar neue Büroräumlichkeiten angemietet werden. Die Diskussion in der kleinen
Kammer zeigte relativ deutlich, dass sich das Parlament wohl quer stellen wird: Ein
Zusammenschluss in Lausanne bedingt nämlich eine vom National- und Ständerat zu
bewilligende Revision des Bundesgerichtsgesetzes. 2

INTERPELLATION / QUESTION
DATE: 11.03.2015
MARC BÜHLMANN

1) Bericht Büro-NR vom 4.6.20; Pa. Iv. 20.410; LZ, 18.4.20; NZZ, 22.4.20; BZ, 23.4.20; LZ, 2.5., 6.5.20
2) AB SR, 2015, S. 133 ff.; NZZ, 12.3., 21.5.15
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